
Die Anwendung dieser Grundsätze erfordert, daß die 
Verklagte die Inanspruchnahme aus den von ihrem 
damaligen Ehemanne für ihre Rechnung und in ihrem 
Namen getätigten Geschäfte gegen sich gelten lassen 
muß.

§§ 852, 242 BGB.
Wer sich an, der Herbeiführung oder Aufrechterhal­

tung der terroristischen Zustände der Naziherrschaft 
aktiv beteiligt hat, handelt nach den politisch-mora­
lischen Anschauungen unseres Staates wider Treu und 
Glauben, wenn er sich gegenüber einem in der Nazizeit 
entstandenen Anspruch eines vom nazistischen Terror 
Unterdrückten auf den Lauf der Verjährungsfrist 
während dieser Zeit beruft.

OG, Urt. vom 20. November 1952 — 1 Zz 81/52.
Der Kläger hatte vom Domänenrentamt in M. rund 18 Hektar 

Land gepachtet. Der Pachtvertrag lief bis 1942. Der Kläger 
wohnte damals in W., wo der Verklagte Ortsbauernführer war. 
Im Juni 1939 kündigte der Verpächter dem Kläger das Pacht­
land, insbesondere aus dem Grunde seiner „politischen Unzu­
verlässigkeit“.

Das Pachtland übernahm dann der Verklagte als Pächter. 
Ein Getreidediemen des Klägers blieb im Herbst 1939 längere 
Zeit ungedroschen auf dem Felde stehen, weil der Kläger die 
Dreschmaschine nicht zugeteilt erhielt. Die den D;emen zum 
Schutz bedeckende Plane wurde auf Grund einer Anzeige gegen 
den Kläger, er habe diese gestohlen, polizeilich weggenommen. 
Nach mehreren Wochen wurde das Verfahren eingestellt und 
dem Kläger die Plane zurückgegeben. Inzwischen war das Ge­
treide ohne Wetterschutz geblieben. Der Kläger wurde im De­
zember 1940 zur Wehrmacht eingezogen und erst im Juni 1945 
aus der Kriegsgefangenenschaft entlassen.

Er hat behauptet, der Verklagte als damaliger Ortsbauern­
führer habe durch Wegbeordern des Dreschsatzes, als der Klä­
ger zum Dreschen an der Reihe war, den rechtzeitigen Aus­
drusch verhindert. Der Verklagte habe auch die unbegründete 
Diebstahlsanzeige erstattet und mit dem Polizeibeamten zusam­
men die Plane von dem Diemen des Klägers weggeholt. Die 
Kündigung des Pachtlandes sei auch nur auf das Betreten 
und Wühlen des Verklagten zurückzuführen, der das vom Klä­
ger in guter Bewirtschaftung gehaltene Pachtland selbst habe 
nutzen wollen.

Der Kläger hat vom Verklagten im Wege der Klage wegen 
seines Ernteverlustes an dem Getreidediemen und wegen Er­
werbsverlustes durch die Entziehung des Pachtlandes Schadens­
ersatz aus unerlaubter Handlung (§§ 823, 826 BGB) verlangt.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Er hat die 
Klagebehauptungen bestritten und ert ebt gegen die Klagean­
sprüche die Einrede der Verjährung. Diese sei während der 
Militärzeit des Klägers nur gehemmt gewesen, sei aber schon 
vorher ein Jahr gelaufen und nach der Rückkehr des Klägers, 
spätestens Ende 1947, vollendet gewesen.

Der Kläger hat dem mit dem Hinweis darauf widerspro­
chen, daß er wegen der Stellung des Verklagten als Orts­
bauernführer gegen diesen vor dem Zusammenbruch 1945 nicht 
habe Vorgehen können, zudem habe der Verklagte im August 
1945 seine Schadensersatzpflicht dem Kläger gegenüber aner­
kannt.

Das Landgericht in M. hat die Klage abgewiesen, und zwar 
wegen des Erwerbsverlustes aus prozessualen Gründen, wegen 
des Ernteschadens, weil nach seiner Ansicht die Verjährungs­
einrede durchgreift.

Auf die dagegen vom Kläger eingelegte Berufung hat das 
Oberlandesgericht in H. dem Kläger wegen des Erwerbsver­
lustes einen Betrag von 500 DM nebst Verzugszinsen zuer­
kannt, wegen des Ernteschadens aber die Berufung zurückge­
wiesen, da auch nach seiner Ansicht der Klageanspruch inso­
weit verjährt ist.

Der Antrag des Generalstaatsanwaits der Deutschen Demo- 
kratisichen Republik rügt Gesetzesverletzung durch beide Ur­
teile, soweit sie die Klage wegen des Ernteschadens wegen 
Verjährung abgewiesen haben.

Aus den G r ü n d e n :

Der Antrag ist begründet.
Die vom Verklagten erhobene Einrede der Verjäh­

rung greift auch gegenüber dem Schadensersatzan­
spruch des Klägers auf Erstattung des Ernteausfalls 
nicht durch.

Wenn insoweit das Oberlandesgericht zunächst Zwei­
fel äußert, ob die im § 32 der 2. KriegsmaßnahmenVO 
vom 27. September 1944 (RGBl. I S. 229) bestimmte all­
gemeine Verjährungshemmung bis zum 31. Dezember 
1945 „erhalten geblieben sei“, so kann dem nicht bei­
getreten werden. Wenn es auch richtig ist, daß unsere 
werktätige Bevölkerung alsbald nach dem Zusammen­
bruch Hand angelegt hat, um die verheerenden Folgen 
des Hitler-Krieges zu bekämpfen und zu beseitigen, 
so waren doch gerade auf dem Gebiet der Rechtspflege 
die bis zum Ende des Jahres 1945 erreichten Erfolge 
noch keineswegs so groß, daß man berechtigt wäre,

schon von einer Beseitigung des durch den Krieg ver­
schuldeten Notstands zu sprechen. Es sei nur darauf 
hingewiesen, daß in den meisten zur dama.igen 
sowjetischen Besatzungszone gehörenden Ländern und 
Provinzen erst in den letzten Monaten des Jahres 1945 
an den Aufbau der „landeseigenen“ Gerichte — wie 
man sie damals nannte — herangetreten werden 
konnte. Aus diesen Gründen hat das Oberste Gericht 
schon in einer seiner ersten Entscheidungen vom 
21. Juni 1950 — 1 Zz 6/50 — (OGZ I S. 14») die Fort­
geltung der in der 2. KriegsmaßnahmenVO enthaltenen 
Verjährungsvorschriften bejaht.

Im übrigen aber ist von folgendem Tatbestand auszu­
gehen:

Schon vor dem Jahre 1939 hatte der von den Ver­
tretern des Naziregimes ausgeübte Terror und Ge­
wissenszwang einen solchen Höhepunkt erreicht, daß 
es — wie auch der vorliegende Fall beweist — selbst 
den „kleinen“ Machthabern möglich war, politisch ver­
dächtige und nun gar „untragbare“ Personen — zu 
denen der Kläger gehörte — rücksichtslos zu bedrücken 
und zu verfolgen.

Entgegen der Ansicht des Landgerichts machten sich 
auf dem Lande gerade auch die sogenannten Bauern­
führer, da sie sich bei der Unterdrückung Andersden­
kender der unbedingten Unterstützung durch die Lei­
ter der NSDAP und ihrer Organisationen sicher waren, 
nicht selten diese Lage zunutze, insbesondere dann, 
wenn dabei ihr eigener Vorteil mit im Spiele war. Das 
haben gerade auch bezüglich der damaligen Beteili­
gung des Verklagten an dem auf den Kläger ausge­
übten wirtschaftlichen Druck die Beweisaufnahme und 
die daraufhin getroffenen Feststellungen des Oberlan­
desgerichts eindeutig ergeben. Hätte es nun ein solcher 
„politisch unzuverlässiger“ oder „untragbarer“ Mensch 
um die Zeit des Kriegsausbruchs gar unternommen, 
einen der damaligen Machthaber, gleichgültig an wel­
cher Stelle er stand, öffentlich vor Gericht — sei es 
auch nur in einer Zivilklage — der vorsätzlichen Zer­
störung oder Beschädigung von „Kriegsmaterial“ — 
dazu gehörten in erster Reihe nach nazistischer Auffas­
sung auch die Feldfrüchte — zu beschuldigen, so hätte 
er damit Freiheit und Leben aufs Spiel gesetzt. Außer­
dem hätte er si"h davon bei der weitgehend durchge­
führten nazistischen Besetzung des Justizapparates 
keinerlei Erfolg versprechen können.

Unter diesen Umständen handelt derjenige, der sich 
damals an der Herbeiführung oder Aufrechterhaltung 
der gekennzeichneten terroristischen Zustände aktiv 
beteiligt hat, nach den politisch-moralischen Anschau­
ungen unseres heutigen Staates wider Treu und Glau­
ben, wenn er sich gegenüber einem vom nazistischen 
Terror Unterdrückten darauf beruft, er hätte durch 
Anrufung der Gerichte des gleichen verderblichen 
Systems Schutz gegen diese Verfolgung nachsuchen 
müssen.

Aus diesen Gründen greift die vom Verklagten er­
hobene Verjährungseinrede dem Kläger gegenüber 
nicht durch, da dem Verklagten die Berufung auf -len 
Lauf der Verjährungsfrist in der Zeit vor der Einbe­
rufung des Klägers nach Treu und Glauben zu ver­
sagen ist.

•) NJ 1950 S. 355.

Arbeitsrecht
VO über die Sicherung und den Schutz der Rechte 

bei Einweisungen von Arbeitskräften vom 2. Juni 1948 
(ZVOB1. S. 255); VO über Reisekostenvergütung, Tren­
nungsentschädigung und Umzugskostenvergütung vom
1. Dezember 1949 (GBl. S. 83).

1. Die ReisekostenVO findet auf Angestellte der HO 
Anwendung.

2. Saisonarbeiter haben keinen Anspruch auf Tren­
nungsentschädigung.

OG, Urt. vom 19. Dezember 1952 — 3 Za 10/52.
Der Kläger war vom 28. Mai bis 15. September 1950 bei der 

Verklagten, der HO-Gaststätte — Landesleitung Mecklenburg 
— als Saisonkellner im Ostseebad K. tätig. Er hat seinen 
festen Wohnsitz in Kr. Am 7. Februar 1951 hat er beim 
Arbeitsgericht in R. Klage erhoben und gemäß §§ 20 und 21 
der Verordnung über Sicherung und Schutz der Rechte bei 
Einweisung von Arbeitskräften vom 2. Juni 1948 (ZVOBl. S. 2u7) 
ein Trennungsgeld von täglich 2.50 DM für die Zeit seiner 
Tätigkeit in K. (111 Tage), insgesamt den Betrag von 277,50 
DM, gefordert.
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